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KOMMUNALED
IE

ZEITUNG

Die gute Nachricht zuerst: Die 
Chancen, dass die Grundsteu-
er für die Kommunen uneinge-
schränkt erhalten bleibt, sind 
wieder deutlich gestiegen. Nach 
jahrzehntelanger Debatte kann 
der sozialdemokratische Finanz-
minister Olaf Scholz das Thema 
zum Erfolg führen. Dahinter steht 
allerdings das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichtes, das am 18. 
April letzten Jahres großzügig ge-
urteilt, aber dennoch ein Fallbeil 
aufgestellt hat: Ist das neue Ge-
setz am 31.12.2019 nicht rechts-
wirksam, fällt die Grundsteuer 
weg. Und noch ein zweites Da-
tum ist wichtig: Bis zum Ende des 
Jahres 2024 muss das neue Ge-
setz angewandt werden.

Immerhin geht es um rund 14 Mil-
liarden Euro jährlich und jeder 
Kommunalpolitiker weiß um die 
Bedeutung der Grundsteuer für 
den eigenen Haushalt. Die Maß-
stäbe der SPD waren bei der Re-
form schnell klar: Die Bundeskom-
petenz bei der Gesetzgebung soll-
te bleiben, die Einnahmen wie bis-
her den Kommunen zustehen, das 
kommunale Hebesatzrecht unan-
getastet bleiben, das Aufkommen 
in Höhe von 14 Milliarden Euro pro 
Jahr erhalten bleiben und schließ-
lich soll das neue Gesetz gerecht 
sein. Damit ist vor allem gemeint, 
dass der Wert von Grund und Bo-
den und der aufstehenden Ge-
bäude in die Bewertung einflie-
ßen sollten. Nicht zuletzt soll das 

Grundsteuerrecht auch umsetzbar 
sein und natürlich den Maßstäben 
des Verfassungsgerichts genügen. 

Nach allerlei Diskussion legte Olaf 
Scholz schließlich zwei Varianten 
vor: Das "wertunabhängige" und 
das „wertabhängige“ Modell, oh-
ne jedoch einen Zweifel daran 
zu lassen, dass das wertabhängi-
ge Modell Priorität hat. Während 
sich das wertunabhängige Modell 
im Wesentlichen auf Fläche von 
Grundstücken und Gebäuden be-
zieht, soll beim wertabhängigen 
Modell der Ertrag von Grundstück 
und aufstehenden Gebäuden – 
wie bisher – berücksichtigt wer-
den. Der Einheitswert soll künftig 
aus fünf Komponenten errechnet 
werden: Nettokaltmiete, Wohn-
fläche, Baujahr, Grundstücksflä-
che und regionaler Bodenricht-
wert. Dieser Wert wird von den 
Finanzbehörden auf der Basis ei-
ner einmal abgegebenen Steuer-
erklärung ermittelt und dann im 
Abstand von sieben Jahren aktu-
alisiert werden. 

So sehr unterscheidet sich das 
Modell vom bisherigen Verfahren 
nicht. Allerdings, es ist – aufge-
passt – sehr viel einfacher. Wäh-
rend nämlich bisher bei der Fest-
stellung des Einheitswertes 17 ver-
schiedene Angaben erforderlich 
waren, sollen es künftig nur die 
oben genannten sein. Das Büro-
kratiemonster, von dem die Geg-
ner der Reform reden, verliert al-

so schnell seinen Schrecken, blickt 
man ihm ins Gesicht.

Doch, um einen Konsens mit den 
Ländern zu erreichen, sind wei-
tere Abstriche von dem Modell 
gemacht worden. So sollen kei-
ne individuellen Mieten mehr 
herangezogen werden, sondern 
Durchschnittsmieten für das je-
weilige Wohngebiet. Auch bei 
den Bodenrichtwerten wird auf 
die konkreten Werte zugunsten 
von größeren Bodenrichtwertzo-
nen abgestellt. Diese und ande-
re Maßnahmen vereinfachen die 
Feststellung der Einheitswerte – 
machen sie aber eben auch un-
genauer, zugespitzt ungerechter.

Trotz der kritischen Aspekte des 
jetzt gefundenen Kompromisses 
bleibt es bei einem wertbezoge-
nen Modell, für die SPD-Fraktion 
eine wichtige Bedingung.

Wie geht es jetzt weiter? Nach den 
Gesprächen zwischen Bund und 
Ländern wird es, hoffentlich noch 
vor der Sommerpause, zu einem 
ersten Referentenentwurf kom-
men, so dass der Zeitplan, bis En-
de des Jahres ein von Bundestag 
und Bundesrat beschlossenes Ge-
setz zu bekommen, eingehalten 
werden kann.

Doch wie schon fast gewohnt, 
droht aus Bayern Ungemach. See-
hofer Nachfolger Söder will sich 
aufspielen und stellt den dün-
nen Kompromiss wieder in Fra-
ge. Wenn die Grundsteuerreform 
scheitert, fehlen den Kommunen 
14 Milliarden Euro jährlich. Das 
öffentliche Finanzgefüge gerie-
te insgesamt in eine Schieflage. 
Nicht zuletzt im Wissen um die-
se Verantwortung unterstützen 
auch alle drei kommunalen Spit-
zenverbände den Kompromiss, 
der auf dem wertabhängigen 
Modell beruht. 
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Liebe Leserin, 
lieber Leser,

es existieren ein paar Daten in 
der politischen Historie, deren 
Bedeutung kaum zu ermessen 
ist. Die im wahren Wortsinne 
über den Tag hin-
auswirken. Ein be-
sonderes Datum in 
dieser Reihe ist ge-
wiss das Jahr 1919. 
Am 19. Januar 1919 
konnten Frauen erst-
malig in der deut-
schen Geschichte 
an den Wahlen zur 
Deutschen National-
versammlung teil-
nehmen – übrigens 
eine Errungenschaft 
der sozialdemokra-
tischen Reichsregie-
rung. Bereits kurz 
nach der Deutschen Revolution 
wurde das Wahlrecht für Frau-
en am 30. November 1918 ge-
setzlich fixiert. Insbesondere die 
Sozialdemokratin Marie Juchacz 
spielte bei diesem wichtigen Teil 
deutscher Geschichte eine her-
ausragende Rolle: Am 19. Feb-
ruar 1919 hielt sie als erste Frau 
eine Rede im Deutschen Reichs-
tag und durch ihr politisches 
Handeln war sie eine Wegberei-
terin für die erste deutsche De-
mokratie.

Wir sollten uns dieser Geschich-
te stets bewusst sein. Ich fand es 
ehrlich gesagt etwas befremd-
lich, wie nachrangig 100 Jahre 
Demokratie und 100 Jahre Deut-

sche Revolution am 9. Novem-
ber im vergangenen Jahr began-
gen wurden.

Aber das hier ist nicht nur ein 
Appell wider die deutsche Ge-
schichtsvergessenheit. Es geht 
um Innehalten und sich be-
wusst machen: Die Sozialdemo-

kratie gehörte mit ih-
ren politischen Vor-
stellungen Anfang 
des 20. Jahrhunderts 
zur gesellschaftli-
chen Avantgarde! Ge-
sellschaftlicher Fort-
schritt wurde durch 
Soz ia ldemokraten 
und vor allem So-
zialdemokratinnen 
in harten Auseinan-
dersetzungen errun-
gen. Durchaus ein Zu-
stand, an dem man 
sich ein Beispiel neh-
men kann. Frauen in 

der Kommunalpolitik – das ist 
der Schwerpunkt dieser Ausga-
be. Ich bin sehr froh und dank-
bar, dass so viele Frauen auf al-
len kommunalpolitischen Ebe-
nen aktiv unsere Politik gestal-
ten. Trotzdem gilt: Wir brauchen 
mehr Frauen in der Kommunal-
politik. Bereits nächstes Jahr bie-
tet sich für uns alle die Gelegen-
heit, den Beleg zu erbringen, 
dass wir die Gleichberechtigung 
nicht ohne Grund seit über 100 
Jahren im Schilde führen.

Euer Frank Baranowski

Vorsitzender der SGK NRW und
Oberbürgermeister der Stadt 

Gelsenkirchen
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Ist es geschafft?
Die Grundsteuerreform könnte nach 
jahrzehntelanger Debatte tatsächlich gelingen
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Das Ziel der SPD bei der Einsetzung 
der Kommission ist aufgegangen: 
Es gibt einen belastbaren Konsens 
der unterschiedlichen Gruppen bei 
einer entscheidenden Zukunftsfra-
ge. Klimaschutz und die Interessen 
der Beschäftigten, der Regionen 
sowie der Wirtschaft sind zusam-
men gedacht worden. Vor gut ei-
nem Jahr haben Stephan Weil und 
ich in den Sondierungsgesprächen 
diese Kommission vorgeschlagen 
und schließlich in den Koalitions-
vertrag hinein verhandelt. Unse-
re Überlegung war damals von 
der Frage geprägt, wie wir in der 
Kohleausstiegsfrage einen gesell-
schaftspolitischen Konsens herstel-
len können, der über Jahrzehnte 
hinweg tragen kann. Dass nun Ge-
werkschaften, Umweltverbände, 
Wissenschaft und Industrie solch 
eine Einigung gefunden haben, 
ist großartig. Das ist ein wichtiges 
Zeichen unserer demokratischen 
Gesellschaft. Weil alle beteiligten 
Gruppen konstruktiv gearbeitet 
und auf Populismus verzichtet ha-
ben, ist dieser historische Kompro-
miss möglich geworden. 

Ein belastbarer Kohleausstiegs-
pfad, die Rettung des Hamba-
cher Forstes und die Gestaltung 
des Strukturwandels sind wich-
tige Erfolge. Nun muss der Ge-
setzgebungsprozess schnell be-
ginnen. Bund und Länder müssen 
einen verlässlichen Rahmen da-
für schaffen, dass der anstehen-
de Strukturwandel gelingen kann. 
Gerade arbeiten die Bundesminis-
terien daran, wie die Vorschläge 
der Strukturwandelkommission 
umgesetzt werden können. Nord-
rhein-Westfalen soll nach dem 
Willen der Kommission 15 Milliar-
den Euro an Strukturhilfen für die 
betroffenen Regionen vom Bund 
erhalten. Für Städte und Gemein-
den in NRW ist es nun zentral, 
dass die Landesregierung schnell 
belastbare Konzepte für Struktur-
wandel und Energiewende vor-
legt. Eine lange Liste mit Projekt-
vorschlägen reicht hier nicht aus. 
Wichtig ist dabei eine stärkere Pri-
orisierung. Notwendig ist ein in-
tegriertes Konzept zur regionalen 
Strukturentwicklung. Dort müs-
sen konkrete Entwicklungsziele 

ausformuliert und anschließend 
priorisiert werden.

Die Herangehensweise, die die 
SPD-Bundestagsfraktion in der 
Kohlefrage unternommen hat, ist 
nach meiner Einschätzung profil-
bildend für die SPD. Die großen 
Fragen und Herausforderungen, 
die sich z.B. auch in den Bereichen 
Mobilität und Landwirtschaft stel-
len, lassen sich nur belastbar klä-
ren, wenn die jeweilige Seite die 
notwendige Empathie für die an-
dere Seite aufbringt und gemein-
sam das Ergebnis entwickelt. Po-
pulistisches und polarisierendes 
Agieren wird in der Demokratie 
diese großen Herausforderun-
gen nicht lösen. Gerade ange-
sichts der Blasen in den sozialen 
Netzwerken und angesichts der 
„Trumps dieser Welt“, müssen 
und können wir als SPD nun für 
diesen Politikansatz kämpfen und 
auf die erfolgreiche Arbeit der 
Kommission zurückgreifen! 

Von Dr. Matthias Miersch MdB, Stellvertretender Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion 

Grundsteuer / Bund2

In nahezu allen Städten gibt 
es Baulücken, die aus unter-
schiedlichen Gründen nicht 
genutzt werden. In einer 
Zeit von Flächenknappheit, 
Wohnungsnot und galop-
pierenden Bodenpreisen 
ist dieser Zustand nicht ak-
zeptabel. Das Horten von 
Grundstücken entspricht 
auch nicht der Sozialpflich-
tigkeit des Eigentums, die 
unser Grundgesetz neben dem 
Schutz des Eigentums verlangt.  
Wir verfolgen drei Ziele: Bessere 
Mobilisierung von Grundstücken, 
Erschwernis der Bodenspekulati-
on, Ermöglichung für die Kom-
munen, diese Steuer zu erheben. 
Die Kommunen sollen selbst ent-
scheiden, ob sie diese Steuer auf 
„baureife Grundstücke“, die aber 
bisher nicht bebaut werden, er-
heben wollen.

Klar ist, dass mit einer Grundsteu-
er C die Probleme am Wohnungs-
markt nicht behoben werden kön-
nen. Gemeinsam mit verbesserten 
Möglichkeiten, Bau- und Moderni-
sierungsgebote auszusprechen, die 
im Rahmen der Novelle des Bauge-
setzbuches erfolgen sollen, entste-
hen Instrumente, die eine sinnvol-
le Stadtentwicklung fördern und 
mehr Flächen für den Wohnungs-
bau in zentralen Lagen erschließen.

Mit der Grundsteuerreform soll auch eine „Grundsteuer C“ einge-

führt werden. Welche Ziele werden mit der neuen Steuerart ver-

folgt? Die Einführung einer Grundsteuer C ist eine alte Forderung 

der SPD. Es gab eine vergleichbare Steuer bereits in den 60er 

Jahren, aber sie hatte keinen Bestand, wurde schon kurz nach 

ihrer Einführung wieder kassiert. Warum also ein neuer Versuch, 

was sind die Ziele?

Grundsteuer C kommt

Bund, Länder und Kommunen 
haben eine gemeinsame Verant-
wortung, der Baulandknappheit 
und speziell dem Mangel an be-
zahlbarem Wohnraum zu begeg-
nen. Dieser Verantwortung wird 
der Bund nun gerecht, indem die 
Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben (BImA) enger mit den Kom-
munen kooperiert. Ziel dieser Ko-
operation ist es, bundeseigene 
Flächen für den Wohnungsbau zu 
mobilisieren und so den Kommu-
nen die Schaffung bezahlbaren 
Wohnraums zu erleichtern. 

Kommunen oder kommunale 
Wohnungsbauunternehmen kön-
nen in einem vereinfachten Verfah-
ren zu vergünstigten Konditionen 
bundeseigene Flächen erwerben 
und darauf neuen bezahlbaren 
Wohnraum schaffen. BImA, Deut-
scher Städtetag, Deutscher Land-
kreistag und der Deutsche Städte- 
und Gemeindebund informieren 
in einem aktuellen Schreiben über 
das Verfahren zum Erwerb dieser 
Bundesimmobilien. Auch können 

Kommunen gemeinsame Projekte 
mit der BImA auf diesen Grund-
stücken verwirklichen. 

Die Kommunen müssen nun ih-
ren Teil der Verantwortung wahr-
nehmen und die planungsrecht-
lichen Grundlagen für den Woh-
nungsbau schaffen, damit sowohl 
die Kommunen als auch die BImA 
selbst eigene Wohnungsbauvor-
haben umsetzen können. 

Mobilisierung bundeseigener 
Grundstücke für Wohnungsbau
BImA stellt Kommunen Bundesimmobilien 
vergünstigt zur Verfügung

Infoschreiben zu 
Verfahrens- und 
Wertermittlungsgrundsätzen

Die Grundsteuer hatte auf die 
Mietentwicklung, vor allem auf 
die exorbitanten Mietsteigerun-
gen der Vergangenheit keinen 
Einfluss. Die Grundsteuerbelas-
tung ist mit bundesdurchschnitt-
lich 18 Cent pro Quadratmeter 
und Monat, also 18 Euro bei ei-
ner 100 qm-Wohnung, zwar auch 
eine Belastung, aber sie liegt auf 
der Höhe der Kosten für Abfall 
oder Hausversicherungen. Wür-
de die Grundsteuer nach dem gel-
tenden, verfassungswidrigen Mo-
dell fortgeschrieben, kämen die 
Wertsteigerungen der Grundstü-
cke und Gebäude seit dem letz-
ten Feststellungszeitpunkt auch 
zum Ausdruck. Im Vergleich da-

zu steigen beim wertorientierten 
Modell, das der Bundesfinanzmi-
nister vorgelegt hat, die Belastun-
gen für Mieter insgesamt betrach-
tet nicht. Aber das ist natürlich ei-
ne Durchschnittsbetrachtung. Im 
Einzelfall kann und wird das an-
ders aussehen, auch weil es Fak-
toren gibt, auf die der Bund kei-
nen Einfluss hat. Die Kommunen 
entscheiden nämlich vor Ort über 
die Höhe des Hebesatzes. Das 
muss so sein und ist auch gut so.

Wir achten besonders bei dem 
Konzept auf die Belastungen für 
Mieterinnen und Mieter. Ein Ver-
zicht auf die Umlage der Grund-
steuer auf die Miete, ist nicht Ge-

genstand der Grundsteuernovelle, 
sondern des Mietrechts und mit 
diesem Koalitionspartner derzeit 
wohl nicht durchsetzbar. 

Seitens des Bundes ist ein Modell 
vorgelegt worden, das die Höhe 
der Grundsteuer sicherstellen will, 
nämlich bei etwa 14 Milliarden Eu-
ro. Dieses Geld ist für die Kommu-
nen unverzichtbar und von keiner 
staatlichen Ebene ersetzbar.

Treibt das neue Grundsteuermodell 
Mieter in den Ruin?

Weitere Infos 
auf 
demo-online.de

Der Mieterbund fürchtet, dass die Grundsteuer durch das neue 

Modell steigen wird und damit die Kosten für Wohnen ebenfalls 

steigen. Und zwar vor allem dort, wo das Mietniveau ohnehin 

schon hoch ist, also in den Ballungsräumen. 

Kohleausstieg: 
Konsens bei Zukunftsfrage

© Rainer Sturm | PIXELIO.de
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Lokalradio 3

Rettet den Lokalfunk – die Uhr tickt!
Warum das lokale Radio ein Gewinn für jede Kommune ist

Von Alexander Vogt MdL, medienpolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion

Einzigartige Radiovielfalt 
in NRW
Neben den WDR-Sendern (1live, 
WDR2, WDR3, WDR4, WDR5 und 
COSMO) existieren in Nordrhein-
Westfalen 44 private lokale Radio-
sender mit rund 1000 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern. Sie tra-
gen zu einer breitflächigen, unab-
hängigen Lokalberichterstattung 
bei, die in dieser Vielfalt in kei-
nem anderen Bundesland existiert. 
Das Lokalradio versorgt Bürgerin-
nen und Bürger mit Informationen 
über lokale Ereignisse, Veranstal-
tungen oder Sportvereinsergebnis-
se und bietet der Lokalpolitik eine 
Plattform, um über politische Ent-
scheidungen vor Ort zu berichten. 

Einzigartig ist auch das sogenannte 
„Zwei-Säulen-Modell“ des NRW-
Lokalfunks, das die programmliche 
und wirtschaftliche Verantwor-
tung trennt. So besteht jeder Lo-
kalsender aus einer Veranstalterge-
meinschaft (VG) einerseits und ei-
ner Betriebsgesellschaft (BG) an-
dererseits. Die VG als erste Säule 
setzt sich aus Vertreterinnen und 
Vertretern unterschiedlichster ge-
sellschaftlich relevanter Gruppen 
zusammen und ist für die inhalt-
liche Programmausgestaltung zu-
ständig. Sie erhält die Lizenz für 
ein lokales Hörfunkprogramm und 
ist Arbeitgeberin der Redakteurin-
nen und Redakteure. An der zwei-
ten Säule der BG sind Verlage und 

die jeweilige Kommune beteiligt 
und sie hat die Aufgabe, die finan-
ziellen Mittel durch Werbeeinnah-
men oder Kapitaleinlagen zur Ver-
fügung zu stellen.

Kommerz vor Medienvielfalt?
Aktuell erhalten immer mehr Lo-
kalradiosender in NRW die Hiobs-
botschaft, dass sich einige Verleger 
gezwungen fühlen, Redaktionen 
aus Kostengründen zusammen-
zulegen oder andere Einsparun-
gen durchzuführen. Häufig wird 
kritisiert, dass die Kalkulationen, 
die die angegebenen finanziellen 
Schwierigkeiten begründen, nicht 
transparent dargestellt werden. Je-
de Zusammenlegung einer Redak-
tion bedeutet weniger Journalis-

tinnen und Journalisten und somit 
weniger Berichterstattung vor Ort.

Starke 
Veranstaltergemeinschaften 
sind wichtig
Das Landesmediengesetz NRW be-
sagt, dass lokaler Hörfunk von ei-
ner Veranstaltergemeinschaft ver-
anstaltet und verbreitet werden 
darf, „die sich zur Durchführung 
ihrer gesetzlichen Aufgaben einer 
Betriebsgesellschaft bedient“. Dar-
um bedarf es selbstbewusster Ver-
anstaltergemeinschaften, die ihr 

Radio inhaltlich weiterentwickeln 
und fest in der jeweiligen Kommu-
ne verankern. Auch Online-Aktivi-
täten der lokalen Radios sind wich-
tig, um weiterhin eine große Hör-
erzahl zu erreichen.

Was Kommunen tun können
Jeder Radiosender stiftet Identi-
tät, Heimat und Zusammenhalt 
im jeweiligen Verbreitungsgebiet. 
Darum setzt sich die SPD-Land-
tagsfraktion – im Gegensatz zu 
CDU und FDP – für den Erhalt der 
44 Radiosender in NRW ein.
Neben den Verlagen halten auch 
die Kommunen bis zu 25 Prozent 
der Kapital- und Stimmrechtsan-
teile an den Lokalradios. Auch sie 
tragen somit Verantwortung für 
den jeweiligen Sender vor Ort. 
Neben wirtschaftlicher Unterstüt-
zung für die Radios, beispiels-
weise durch Werbung kommu-
naler Unternehmen im Radiopro-
gramm, ist ein klares Bekenntnis 
der jeweiligen Kommune notwen-
dig: Wir brauchen unser lokales 
Radio für Medienvielfalt, für Re-
cherche und für unabhängige Be-
richterstattung!

Die Demokratie braucht eine vielfältige Medienlandschaft. Dies 

gilt auch vor Ort in den Städten und Kreisen. Der von öffentlich-

rechtlichen und privaten Radioanbietern geprägte Hörfunkmarkt 

in NRW spielt dabei eine wichtige Rolle und stärkt das gesell-

schaftliche Zusammenleben vor Ort. Den Zugang zu einem viel-

fältigen Angebot an Informationen zu ermöglichen, ist auch Auf-

gabe des Gesetzgebers. Obwohl die privaten lokalen Radiosen-

der einem zunehmenden Druck ausgesetzt sind, tut die schwarz-

gelbe Landesregierung nichts, die lokale Radiovielfalt zu sichern.

Warum der Lokalfunk heute umso wichtiger ist

Der Gesetzgeber hat sich bei der 
Einführung des Privatfunks für den 
Lokalfunk entschieden. Er streb-
te damit an, die Vielfalt der Lokal-
berichterstattung zu stärken. Dies 
geschah in einem medienstruktu-
rellen Umfeld, das insbesondere in 
den lokalen Zeitungsmärkten noch 
von einer relativen Vielfalt geprägt 
war. Diese Vielfalt ist weit über-
wiegend in NRW nicht mehr ge-
geben. Im Gesetz wird zwischen 
der Anbietervielfalt und der Ange-
botsvielfalt bzw. Programmvielfalt 
unterschieden. Die Anbietervielfalt 
hat sich im Zuge der horizontalen 
Konzentration in den letzten Jah-
ren verkleinert. Das gilt nicht nur 
für den Zeitungsmarkt, sondern 
auch für die mit den Zeitungen eng 
verknüpfte Branche der Anzeigen-
blätter und natürlich im Rahmen 
des Zwei-Säulen-Modells auch für 

den Lokalfunk; das heißt, in allen 
für die lokale Kommunikation re-
levanten Medien. In der Gewich-
tung gegenüber der Angebotsviel-
falt mag dies nachrangig sein. 

Die Verluste bei der Angebots-
vielfalt waren aber so ausge-
prägt wie seit Jahrzehnten nicht 
mehr. Insbesondere die zahlrei-
chen Schließungen von Lokal-
redaktionen der Zeitungen ha-
ben zu hohen Verlusten bei der 
Lokalberichterstattung geführt 
und zwar sowohl im Zeitungs-
markt als auch im Internet. Für 
Leser und Nutzer ist dieser Ver-
lust vielfach nicht unmittelbar 
zu erkennen, weil Lokalausga-
ben und Portale häufig nicht 
geschlossen wurden, sondern 
mit der Lokalberichterstattung 
einer einst konkurrierenden 

Nachbarredaktion gefüllt werden. 
Beispielsweise bestehen zwischen 
Rheinischer Post und Solinger Ta-
geblatt bzw. dem Kölner Stadt-
anzeiger und der Kölnischen 
Rundschau redaktionelle Ko-
operationen, die Lokalteile 
der WAZ Dortmund und der 
Ruhr Nachrichten sind sogar 
identisch.

Die Problematik einer verringer-
ten Angebotsvielfalt gerade in 
der Lokalberichterstattung wird 
uns weiterhin begleiten. Wir ha-

ben ein anhalten-
des Finanzierungs-
problem für Lokal-
journalismus. Besse-
rungen sind nicht in 
Sicht, im Gegenteil. 
Daher sind schon 
lange neue Über-
legungen der Poli-
tik fällig. Der Markt 
ist jedenfalls nicht 

mehr in der Lage, für eine 
ausreichende Vielfalt in der 
Lokalberichterstattung zu 
sorgen. Wir benötigen zu-
sätzliche Finanzierungsquel-
len. In allen Ländern der EU, 
außer in Deutschland, wird 
der Journalismus generell mit 
öffentlichen Mitteln geför-
dert. In manchen Ländern, 
gerade in jüngster Zeit, mit 
größeren Anstrengungen. Die 
vorliegende Novellierung der 
Landesregierung greift dieses 
Thema nicht auf. Das ist zu 
bedauern.

In Zeiten von Fake News 
und eines wohlmöglich 
angekratzten oder auch tatsäch-
lichen Vertrauensschwunds der 
Medien allgemein wären auch 
entschiedene Gegenmaßnahmen 
zu fordern. Auch dazu sind die 
Novellierungen zurückhaltend. 
Transparenz über Medienrealitä-
ten zu schaffen und Fehlerkorrek-
turen verbindlich zu regeln, kön-
nen Gegenmaßnahmen sein. Ein 
Beispiel dazu ist die Verpflichtung 
von Ombudsleuten im Lokalfunk, 
die weitgehend unabhängig von 
den Redaktionen diesem Ziel die-
nen können.

Der Lokalfunk ist daher als zu-
sätzliches und alternatives Ange-
bot für die lokale Berichterstat-
tung noch wichtiger als zur Zeit 
seiner Einführung. Selbst wenn 
derzeitig DAB+ keine flächende-
ckende kleinräumige Programm-
diffusion erlaubt, ist eine Kopp-
lung von Verbreitungsgebieten 
immer noch besser als landeswei-
te Angebote, die naturgemäß kei-
ne bzw. nur selten Beiträge zur lo-
kalen Publizistik leisten.

Von Horst Röper, Journalist und Medienwissenschaftler

Wir haben in den letzten Jahren in NRW einen Konzentrationspro-

zess durchlaufen, bei dem insbesondere zahlreiche Lokalredakti-

onen von Zeitungen geschlossen worden sind. In dieser Situation 

auf eine Priorisierung des Lokalfunks zu verzichten, wie es die 

Landesregierung bei der kürzlich vorgeschlagenen Novellierung 

des Landesmediengesetzes (LMG) vorsieht, ist der falsche Ansatz.
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Gleichstellung

In fast allen Parlamenten ist der 
Frauenanteil bei den letzten 
Wahlen zurückgegangen. Um 
die vollständige Gleichberechti-
gung von Frauen in Ämtern und 
Mandaten zu erreichen, brau-
chen wir eine Wahlrechtsreform, 
vergleichbar mit dem Parité-Ge-
setz in Frankreich. 

Ein Baustein auf dem Weg zu ei-
ner paritätischen Besetzung der 
Parlamente kann eine Kommu-
nalakademie speziell für Frauen 
sein, wie sie aktuell von den SPD-
Frauen in Münster zum zweiten 
Mal im Vorfeld einer Kommu-
nalwahl durchgeführt wird. Für 
die Durchführung dieser speziel-
len Kommunalakademie hat sich 
die SPD Münster 2012 erfolg-
reich um finanzielle Mittel aus 
dem Innovationsfond der Partei 
bemüht.

In den Jahren 2012  und 2013  
konnte  die AG Gleichstellung der 
SPD Münster in insgesamt fünf 
Seminaren interessierten Frau-
en Grundlagen der Kommunal-
politik und Soft-Skills im Bereich 
Rhetorik und Netzwerken sowie 
Gendersensibilität vermitteln. Als 
Referentinnen haben sowohl ak-
tive SPD-Politikerinnen agiert als 
auch Referentinnen, die wir über 
Kooperationspartner, wie das 

Bildungswerk Stenden oder die 
SGK, bekommen haben.

Ziele der Kommunalakademie 
für Frauen waren die Förderung 
und Vernetzung von kommunal-
politisch interessierten und en-
gagierten Frauen, Einführung in 
kommunalpolitische Themenfel-
der und Handlungsräume, wie 
Haushaltspolitik, Gender Bud-
geting und geschlechtergerech-
te Kommunalpolitik, und die Ver-
mittlung von Schlüsselkompeten-
zen für das Auftreten innerhalb 
der Partei, sowie im Rahmen von 
Gremien und gegenüber ande-
ren Parteien, Institutionen und 
Verbänden.

Alle Module wurden mit der AG 
Gleichstellung der SPD Münster, 
in Zusammenarbeit mit der ASF 
Münster, organisiert. Die inhalt-
liche Gestaltung der einzelnen 
Module fand in enger Abspra-
che der AG Gleichstellung mit 
den Referentinnen statt. Wichtig 
war es, dass die Teilnehmerin-
nen selbst aktiv wurden, z.B. 
bei einem Planspiel zur Umset-
zung von  Gender Budgeting in 

der Kommune. Alle fünf Module 
wurden so aufgebaut,  dass Vor-
trag und selbstständiges Arbei-
ten sich abwechselten. Dadurch 
konnten auch konkrete Projekt-
ideen und deren Umsetzung be-
sprochen werden. Die Kaminge-
spräche mit erfahrenen Kommu-
nalpolitikerinnen als Einstieg, so-
wie Mittags- und Kaffeepausen 
in ansprechender Atmosphäre 
haben wesentlich zum Erfolg der 
Seminare beigetragen.

Die Kommunalakademie rich-
tete sich an Frauen, die Interes-
se an kommunalpolitischer Ar-
beit haben und der SPD mindes-
tens nahe stehen. Angesprochen 
wurden Frauen, die in Ortsver-
einen aktiv sind und möglicher-
weise auch schon für die SPD in 
den  kommunalpolitischen Gre-
mien sitzen. Unter den Teilneh-
merinnen waren SPD-Ratsfrau-
en, Mitglieder der Bezirksver-
tretung, Ortsvereinsvorsitzende, 
aber auch Frauen, die bereits 
Parteimitglied aber noch nicht 
politisch aktiv waren. Drei Frau-
en waren zum Zeitpunkt der 
Kommunalakademie nicht Mit-

glied in der SPD, engagieren sich 
aber seitdem bei den SPD Frauen 
und bereicherten mit dem exter-
nen Input vor allem den Prozess 
zur Aufstellung eines Kommunal-
wahlprogramms.

Fünf Teilnehmerinnen kandidier-
ten im Jahr 2014 erstmalig für 
den Rat der Stadt Münster. Die 
Ratsfrauen, die an der Akademie 
teilgenommen hatten, haben er-
neut kandidiert. Aktuell sind von 
den 19 Mitgliedern der SPD Frak-
tion im Rat der Stadt Münster 10 
Frauen.

Als ich im vergangenen Jahr als 
Kandidatin der Unterbezirke Aa-
chen Stadt und Städteregion für 
die Wahl zur Städteregionsrä-
tin aufgestellt worden bin, hätte 
ich nicht gedacht, dass die Frage 
„Kann eine Frau überhaupt eine 
Verwaltung mit knapp 2.000 Be-
schäftigten leiten“, so oft gestellt 
würde. Vielleicht kurz zu meinem 
Lebenslauf: Ich war von 2012-
2017 direkt gewählte Abgeord-
nete im Landtag von NRW, Vor-
sitzende des Frauenausschusses. 
Seit 2016 bin ich Vorsitzende der 
Landes-ASF mit 37.000 Mitglie-
dern und aktuell für die IG Me-
tall Projektsekretärin für Elektro-
mobilität.

Versteckt oder offen 
wurde die Frage der 
Kompetenz in vielen 
Gesprächen mit Jour-
nalisten, Bürgern und 
Parteigenossen thematisiert. Vor 
der Abstimmung im Unterbezirk 
fragte mich ein älterer Genos-
se, ob ich mir das denn zutrauen 
würde, ich hätte ja keine Erfah-
rung. Im Interview des Aachener 
Zeitungsverlages interessierte sich 
der Chefredakteur zuerst dafür, 
ob denn jetzt mein Mann mehr 
für die Kinderbetreuung zuständig 
wäre. Und eine Genossin erzählte 
mir, dass der stellvertretende Bür-
germeister einer 15.000 Einwoh-
ner-Gemeinde überzeugt davon 

sei, dass ich sicher nicht in der La-
ge wäre, die Bürgermeister-Runde 
mit 9 (männlichen) Verwaltungs-
chefs der Städteregion zu leiten.

Ich war die einzige Frau in der Be-
werberrunde. Meine Mitbewerber 
waren ein Jurist und Bürgermeister 
der zweitgrößten Kommune in der 
Städteregion, ein Bundestagsab-
geordneter ohne Studienabschluss, 
ein bildender Künstler, ein selbst-
ständiger Handelsvertreter und ein 
Polizist. Zwei der männlichen Mit-
bewerber haben übrigens eben-

falls Kinder im Schulalter, ein Va-
ter sogar alleinerziehend. Wurde 
ihnen die Frage nach der Verein-
barkeit Familie und Beruf gestellt? 
Selten. Wurde ihnen die Frage ge-
stellt, ob sie sich die Rolle einer 
Verwaltungsleitung mit 2.000 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern zu-
trauen, als Repräsentant für mehr 
als 550.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner? Selten. Mir als Frau mit 
Hochschulabschluss und verheira-
teter Mutter jedes Mal und in bei-
nahe jeder Diskussionsrunde.

Dass sich Frauen immer noch die 
Frage nach ihrer Kompetenz, ih-
rem Familienstand und nach dem 
Wohl der Kinder stellen lassen 
müssen, habe ich bereits bei den 
Landtagswahlen erlebt. Als einzige 
Frau unter den Bewerbern war es 
in diesem Wahlkampf mein Allein-
stellungsmerkmal, und ich hatte 
beschlossen, das positiv umzudre-

hen: Auf die Frage bei Podiumsdis-
kussionen, was mich denn von den 
anderen Bewerbern unterscheidet. 
Das hat oft zu Raunen im Publikum 
geführt, aber auch zu Zuspruch. 
Besonders gefreut hat mich die Re-
aktion einer Schülerinnengruppe, 
die nach einer Diskussion im Gym-
nasium auf mich zukam und mich 
mit dem Ruf „Frauenpower!“ be-
stärkt hat. Für die Mädchen im Al-
ter von 16 Jahren war ich ein Vor-
bild. Das hat mich bestärkt, und 
auch die Tatsache, dass meine 
Partei als einzige eine Frau unter 
6 Bewerber*innen aufgestellt hat. 
Insgesamt habe ich bei dem Wahl-
kampf mehr gewonnen als verlo-
ren. Vor allem aber die Erkenntnis, 
dass wir mehr Frauen als Vorbilder 
brauchen. Nicht nur für die 16jähri-
gen Schülerinnen, sondern für al-
le Frauen, die sich politisch enga-
gieren möchten. Egal auf welcher 
Ebene. 

Seit 100 Jahren dürfen Frauen Bür-
germeisterinnen werden. Gera-
de die kommunalen Spitzenpo-
sitionen sind es jedoch, in denen 
die Geschlechterparität am aller-
wenigsten erreicht ist: Nur etwa 
jedes zehnte Rathaus und jedes 
zehnte Landratsamt hat eine Frau 
an der Spitze. Und wie auch sonst 
für Frauen in der Politik gilt auch 
hier: Tendenz nicht etwa kontinu-
ierlich steigend, sondern eher sta-
gnierend und bei den Oberbürger-
meisterinnen auch wieder sinkend.

Es stellt sich also die Frage: Wollen, 
können oder dürfen Frauen nicht 
in kommunale Spitzenpositionen?

Zum Wollen: 96 Prozent der haupt-
amtlichen Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister sind mit ihrem Be-
ruf sehr zufrieden bzw. eher zu-
frieden, 92 Prozent würden wieder 
Bürgermeisterin und Bürgermeis-
ter werden wollen – so eine reprä-
sentative Befragung. Gerade auch 
Bürgermeisterinnen sagen häufig 
von sich: „Ich habe den schöns-
ten Beruf der Welt“. Neuere For-
schungen gießen allerdings etwas 
Wasser in den Wein. Denn es gibt 
einige Aspekte, die für Frauen so-

wohl die Machbarkeit des Amtes 
beinträchtigen als ihnen auch den 
Zugang dazu erschweren.

Die Berufsrolle hauptamtliche*r 
Bürgermeister*in gilt – wie Füh-
rungspositionen allgemein – als 
vergleichsweise schlecht vereinbar 
mit anderen Lebensbereichen, weil 
es sich um einen sogenannten „an-
derthalb-Personen-Beruf“ handelt. 
Die Berufsrolle sieht eine Person 
vor, die im Vordergrund agiert und 
mindestens eine weitere halbe Per-
son, die unbezahlt und flexibel hin-
ter den Kulissen und als Begleitung 
bei Repräsentationsterminen zur 
Verfügung steht. Diese zeitlichen 
Anforderungen treffen jedoch auf 
für Frauen und Männer in der Ten-

denz immer noch unterschiedli-
che Lebenssituationen: Hauptamt-
liche Bürgermeister haben besse-
re Chancen, dass ihre Partnerinnen 
ihnen den „Rücken frei“ halten als 
hauptamtliche Bürgermeisterin-
nen. Geht Bürgermeister*in auch 
als „eine-Person-Beruf“? Viele Bür-
germeisterinnen zeigen bereits, 
dass das Amt auch ohne „Mann an 
ihrer Seite“ funktioniert, denn sie 
werden trotzdem wiedergewählt.

Können Frauen Bürgermeisterin? 
Angela Merkel ist wohl das ein-
drücklichste Beispiel, wie sehr die 
Kompetenz einer Frau für eine Füh-
rungsposition zunächst angezwei-
felt wird, die diese Führungspositi-
on dann langjährig und erfolgreich 

ausübt. Das Problem liegt also 
nicht in der Kompetenz, sondern in 
der Beurteilung dieser Kompetenz. 
Es ist mittlerweile recht gut belegt, 
dass die Eignungs- bzw. Leistungs-
beurteilung das entscheidende 
„Nadelöhr“ für den Aufstieg von 
Frauen darstellt. Auch bei der Auf-
stellung von Kandidat*innen für 
das Bürgermeisteramt gilt es, sehr 
genau hinzuschauen: Wer beur-
teilt? Mit welchen Verfahren? Nach 
welchen Eignungskriterien?

In der Forschung ist recht gut be-
legt: Frauen „dürfen“ in der Re-
gel dann kandidieren, wenn sich 
kein männlicher Kandidat findet. 
Sie werden als Kandidatinnen also, 
unabhängig von ihrer Qualifikati-
on, für geeignet befunden, wenn 
die Situation es hergibt: In diesem 
Fall, wenn die Parteien um einen 
männlichen Kandidaten verlegen 
sind. Eine solche „Verlegenheits-
situation“ ist beispielsweise gege-
ben, wenn die Wahl aufgrund der 
parteipolitischen Präferenzen der 
Wählenden als aussichtslos gilt, 
oder wenn die Gemeinde sich in 
einem „trümmerhaften“ Zustand 
befindet. In Situationen mit (par-
teipolitisch bedingt) schlechteren 

Wahlchancen zu kandidieren, hat 
durchaus Folgen: Kandidatinnen 
kandidieren dann von vornherein 
weniger aussichtsreich und verlie-
ren folglich häufig. Und wenn sie 
– für alle überraschend – doch die 
Wahl gewinnen, dann werden sie 
häufig in einer Ratskonstellation 
Bürgermeisterin, in welcher der 
politische Gegner im Rat die Mehr-
heit hat und die Handlungsspiel-
räume der Amtsinhaberin dadurch 
eingeschränkt sind.

Wie auch in anderen politischen 
Ämtern oder Mandaten, sind also 
die nachweislich nicht gleich ver-
teilten Chancen auf eine Nomi-
nierung als Kandidat*in ein zen-
traler Schlüssel für die fehlende 
Geschlechterparität in den kom-
munalen Spitzenpositionen. Um 
diese Spielregeln zu ändern, die die 
Männerdominanz im politischen 
Raum hartnäckig aufrechterhalten, 
wird aktuell auch für die Politik die 
Notwendigkeit gesetzlicher Vorga-
ben diskutiert: das sog. „Paritäts-
gesetz“. Bleiben diese Spielregeln 
unangetastet, sind Frauen in der 
Politik zwar „drin“, aber irgendwie 
auch immer noch und immer wie-
der „draußen“.
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Trotzdem wäre es besser, wenn 
die Vielfalt des Lebens sich auch 
in der Politik widerspiegeln wür-
de, damit die Entscheidungen, 
die getroffen werden, dem tat-
sächlichen Leben der Bevölke-
rung entsprechen und nicht der 
Erfahrung einer eng begrenz-
ten Gruppe. Und deshalb sollten 
eben auch weibliche Lebenser-
fahrungen in der Kommunalpo-
litik in dem Maß eine Rolle spie-
len, wie es dem Anteil an der Be-
völkerung entspricht.

Und da stellt sich dann schon die 
Frage, wieso es bei den haupt-
beruflichen BürgermeisterInnen 
oder OberbürgermeisterInnen so 
einen geringen Frauenanteil gibt.  
Und auch in den Stadträten sinkt 
der Frauenanteil seit einiger Zeit 
wieder. Die Besetzung einer Po-
sition (egal ob haupt- oder eh-
renamtlich, Politik oder sonsti-
ges Berufsleben) hängt im We-
sentlichen an zwei Ereignissen: 
der Bewerbung um diese Positi-

on und der Entscheidung, ob die 
Person die Eignung für die Stel-
le mitbringt. Den ersten Schritt, 
die Bewerbung, müsst ihr selber 
machen, der zweite, die Nomi-
nierung, lässt sich im politischen 
Umfeld meistens vorbereiten. 
Wie dann letztendlich eine Kom-
munalwahl ausgeht, entscheiden 
die Wählerinnen und Wähler…

Mein Fazit nach etwas über vier 
Jahren im Amt als Bürgermeiste-

rin und den 20 Jahren davor als 
Ratsmitglied (davon 11 Jahre Frak-
tionsvorsitzende) und einem Stu-
dium bzw. Berufstätigkeit in ei-
nem eher männlich dominierten 
Umfeld ist: Frauen, traut euch 
Verantwortung zu. Sucht euch 
Netzwerke und MentorInnen. 
Sammelt Erfahrung in Führung. 
Meldet euch, wenn ihr eine Po-
sition anstrebt und wartet nicht, 
dass ihr gefragt werdet. Akzep-
tiert, dass eine Position auch in 
Frage gestellt wird – Machtkämp-
fe soll es auch unter Männern ge-
ben. Scheut das Risiko nicht zu 
sehr. Nutzt den Erfahrungsschatz 
eurer VorgängerInnen. Und wenn 
ihr da keine weiblichen Vorbilder 
findet: Auch von Männern kann 
man lernen… 

Meine Erfahrung ist, dass Frauen 
akzeptiert werden (als Bürger-
meisterin hatte ich es vielleicht 

einfacher, weil es vor mir von 
1969 bis 1994 schon eine Bürger-
meisterin gab). Ich bin mit männ-
lichen Mentoren gut gefahren. 
Ich hätte allerdings keine Positi-
on übernommen, die gar nicht 
zu mir passt, weil z.B. eine Quo-
te es so vorsah. 

Und: Bürgermeisterin ist ein tol-
ler Beruf. Man trifft viele Men-
schen, weil es eben nicht nur 
Verwaltungsführung ist, sondern 
auch viel Repräsentation im städ-
tischen Leben. Man hat ein gro-
ßes Spektrum unterschiedlicher 
Tätigkeiten und Entscheidungen 
– eben alles, was eine Stadt so 
erledigt. Ich bereue die Entschei-
dung zur Kandidatur nicht.

Anders ist allerdings, dass bei 
Frauen immer das Äußere mit 
beurteilt wird – da haben es die 
Männer schon einfacher…

Frauen in der Kommunalpolitik oder: 
Sind Bürgermeisterinnnen anders…
Von Birgit Alkenings, Bürgermeisterin der Stadt Hilden

Eine Frau an der Spitze einer Kreisverwaltung?!
Meine Erfahrungen im Wahlkampf 2018 als Städteregionsrätin
Von Daniela Jansen, Landesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Frauen (ASF) NRW

Die Hälfte der Macht und die Hälfte 
der Mandate für Frauen!
Von Gerda Scheidgen-Kleyboldt, stellvertretende Vorsitzende der SPD Münster

Augen auf bei der Berufswahl – Mehr 
Bürgermeisterinnen braucht das Land!
Von Dr. Uta Kletzing, Psychologin und Politikwissenschaftlerin

Am 19. Januar 1919 konnten Frauen in 

Deutschland zum ersten Mal wählen und ge-

wählt werden. Heute, 100 Jahre später, müssen 

wir feststellen, dass die tatsächliche Gleichstellung von 

Frauen und Männern sowohl in unserer Gesellschaft  als 

auch  in den Parlamenten nicht erreicht ist. 

Der kanadische Premierminister Justin Trudeaux ant-

wortete auf die Frage, warum die Hälfte seines Kabi-

netts Frauen sind, schlicht: „Weil es das Jahr 2017 ist“. 

Für ihn eine Selbstverständlichkeit.

Die  „Kleine  Kommunalakademie  für 

Frauen“ ist eine Idee des Arbeitskreises 

Gleichstellung, der aus dem vergangen-

en  Unterbezirksvorstand  heraus  ent-

standen  ist  und  nun  fortgesetzt  wird. 

Diese Seminarreihe ist ein Angebot, das 

sich an kommunalpolitisch interessierte 

Frauen  richtet,  unabhängig  von  ihrem 

Alter, ob sie Mandatsträgerin sind oder 

nicht.  Wir  möchten  mit  den  geplanten 

fünf  Modulen  die  Möglichkeit  bieten, 

erste Einblicke in die Kommunalpolitik 

zu erlangen und vorhandenes Wissen zu 

vertiefen.

 

     

Bisherige Veranstaltungen:

Modul I

Verwaltung und Personen der 

Stadt Münster

Modul II 

Netzwerke

Modul III

Finanzen und Gender Budgeting

Modul IV

Rhetorik

Für die Teilnahme an Modul V ist die 

Teilnahme an Modul I, II, III oder IV 

keine Voraussetzung.

Einladung               

zur 

„Kleinen Kommunalakademie 

für Frauen“

Modul V

Gendersensibilität oder 

wie Gender in den 

Mainstream kommt

Sonntag, 07.07.2013

Stereotype

Tradition

Männer

Frauen

Vielfalt

Gleichstellung

Direkt zu Anfang gesagt: Ich glau-

be nicht, dass Frauen politisch 

unbedingt anders agieren oder 

immer klüger entscheiden als 

Männer. Deshalb sind Frauen auch 

nicht per se bessere Bürgermeiste-

rinnen oder Kommunalpolitikerin-

nen, als Männer es wären.
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politisch aktiv waren. Drei Frau-
en waren zum Zeitpunkt der 
Kommunalakademie nicht Mit-

glied in der SPD, engagieren sich 
aber seitdem bei den SPD Frauen 
und bereicherten mit dem exter-
nen Input vor allem den Prozess 
zur Aufstellung eines Kommunal-
wahlprogramms.

Fünf Teilnehmerinnen kandidier-
ten im Jahr 2014 erstmalig für 
den Rat der Stadt Münster. Die 
Ratsfrauen, die an der Akademie 
teilgenommen hatten, haben er-
neut kandidiert. Aktuell sind von 
den 19 Mitgliedern der SPD Frak-
tion im Rat der Stadt Münster 10 
Frauen.

Als ich im vergangenen Jahr als 
Kandidatin der Unterbezirke Aa-
chen Stadt und Städteregion für 
die Wahl zur Städteregionsrä-
tin aufgestellt worden bin, hätte 
ich nicht gedacht, dass die Frage 
„Kann eine Frau überhaupt eine 
Verwaltung mit knapp 2.000 Be-
schäftigten leiten“, so oft gestellt 
würde. Vielleicht kurz zu meinem 
Lebenslauf: Ich war von 2012-
2017 direkt gewählte Abgeord-
nete im Landtag von NRW, Vor-
sitzende des Frauenausschusses. 
Seit 2016 bin ich Vorsitzende der 
Landes-ASF mit 37.000 Mitglie-
dern und aktuell für die IG Me-
tall Projektsekretärin für Elektro-
mobilität.

Versteckt oder offen 
wurde die Frage der 
Kompetenz in vielen 
Gesprächen mit Jour-
nalisten, Bürgern und 
Parteigenossen thematisiert. Vor 
der Abstimmung im Unterbezirk 
fragte mich ein älterer Genos-
se, ob ich mir das denn zutrauen 
würde, ich hätte ja keine Erfah-
rung. Im Interview des Aachener 
Zeitungsverlages interessierte sich 
der Chefredakteur zuerst dafür, 
ob denn jetzt mein Mann mehr 
für die Kinderbetreuung zuständig 
wäre. Und eine Genossin erzählte 
mir, dass der stellvertretende Bür-
germeister einer 15.000 Einwoh-
ner-Gemeinde überzeugt davon 

sei, dass ich sicher nicht in der La-
ge wäre, die Bürgermeister-Runde 
mit 9 (männlichen) Verwaltungs-
chefs der Städteregion zu leiten.

Ich war die einzige Frau in der Be-
werberrunde. Meine Mitbewerber 
waren ein Jurist und Bürgermeister 
der zweitgrößten Kommune in der 
Städteregion, ein Bundestagsab-
geordneter ohne Studienabschluss, 
ein bildender Künstler, ein selbst-
ständiger Handelsvertreter und ein 
Polizist. Zwei der männlichen Mit-
bewerber haben übrigens eben-

falls Kinder im Schulalter, ein Va-
ter sogar alleinerziehend. Wurde 
ihnen die Frage nach der Verein-
barkeit Familie und Beruf gestellt? 
Selten. Wurde ihnen die Frage ge-
stellt, ob sie sich die Rolle einer 
Verwaltungsleitung mit 2.000 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern zu-
trauen, als Repräsentant für mehr 
als 550.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner? Selten. Mir als Frau mit 
Hochschulabschluss und verheira-
teter Mutter jedes Mal und in bei-
nahe jeder Diskussionsrunde.

Dass sich Frauen immer noch die 
Frage nach ihrer Kompetenz, ih-
rem Familienstand und nach dem 
Wohl der Kinder stellen lassen 
müssen, habe ich bereits bei den 
Landtagswahlen erlebt. Als einzige 
Frau unter den Bewerbern war es 
in diesem Wahlkampf mein Allein-
stellungsmerkmal, und ich hatte 
beschlossen, das positiv umzudre-

hen: Auf die Frage bei Podiumsdis-
kussionen, was mich denn von den 
anderen Bewerbern unterscheidet. 
Das hat oft zu Raunen im Publikum 
geführt, aber auch zu Zuspruch. 
Besonders gefreut hat mich die Re-
aktion einer Schülerinnengruppe, 
die nach einer Diskussion im Gym-
nasium auf mich zukam und mich 
mit dem Ruf „Frauenpower!“ be-
stärkt hat. Für die Mädchen im Al-
ter von 16 Jahren war ich ein Vor-
bild. Das hat mich bestärkt, und 
auch die Tatsache, dass meine 
Partei als einzige eine Frau unter 
6 Bewerber*innen aufgestellt hat. 
Insgesamt habe ich bei dem Wahl-
kampf mehr gewonnen als verlo-
ren. Vor allem aber die Erkenntnis, 
dass wir mehr Frauen als Vorbilder 
brauchen. Nicht nur für die 16jähri-
gen Schülerinnen, sondern für al-
le Frauen, die sich politisch enga-
gieren möchten. Egal auf welcher 
Ebene. 

Seit 100 Jahren dürfen Frauen Bür-
germeisterinnen werden. Gera-
de die kommunalen Spitzenpo-
sitionen sind es jedoch, in denen 
die Geschlechterparität am aller-
wenigsten erreicht ist: Nur etwa 
jedes zehnte Rathaus und jedes 
zehnte Landratsamt hat eine Frau 
an der Spitze. Und wie auch sonst 
für Frauen in der Politik gilt auch 
hier: Tendenz nicht etwa kontinu-
ierlich steigend, sondern eher sta-
gnierend und bei den Oberbürger-
meisterinnen auch wieder sinkend.

Es stellt sich also die Frage: Wollen, 
können oder dürfen Frauen nicht 
in kommunale Spitzenpositionen?

Zum Wollen: 96 Prozent der haupt-
amtlichen Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister sind mit ihrem Be-
ruf sehr zufrieden bzw. eher zu-
frieden, 92 Prozent würden wieder 
Bürgermeisterin und Bürgermeis-
ter werden wollen – so eine reprä-
sentative Befragung. Gerade auch 
Bürgermeisterinnen sagen häufig 
von sich: „Ich habe den schöns-
ten Beruf der Welt“. Neuere For-
schungen gießen allerdings etwas 
Wasser in den Wein. Denn es gibt 
einige Aspekte, die für Frauen so-

wohl die Machbarkeit des Amtes 
beinträchtigen als ihnen auch den 
Zugang dazu erschweren.

Die Berufsrolle hauptamtliche*r 
Bürgermeister*in gilt – wie Füh-
rungspositionen allgemein – als 
vergleichsweise schlecht vereinbar 
mit anderen Lebensbereichen, weil 
es sich um einen sogenannten „an-
derthalb-Personen-Beruf“ handelt. 
Die Berufsrolle sieht eine Person 
vor, die im Vordergrund agiert und 
mindestens eine weitere halbe Per-
son, die unbezahlt und flexibel hin-
ter den Kulissen und als Begleitung 
bei Repräsentationsterminen zur 
Verfügung steht. Diese zeitlichen 
Anforderungen treffen jedoch auf 
für Frauen und Männer in der Ten-

denz immer noch unterschiedli-
che Lebenssituationen: Hauptamt-
liche Bürgermeister haben besse-
re Chancen, dass ihre Partnerinnen 
ihnen den „Rücken frei“ halten als 
hauptamtliche Bürgermeisterin-
nen. Geht Bürgermeister*in auch 
als „eine-Person-Beruf“? Viele Bür-
germeisterinnen zeigen bereits, 
dass das Amt auch ohne „Mann an 
ihrer Seite“ funktioniert, denn sie 
werden trotzdem wiedergewählt.

Können Frauen Bürgermeisterin? 
Angela Merkel ist wohl das ein-
drücklichste Beispiel, wie sehr die 
Kompetenz einer Frau für eine Füh-
rungsposition zunächst angezwei-
felt wird, die diese Führungspositi-
on dann langjährig und erfolgreich 

ausübt. Das Problem liegt also 
nicht in der Kompetenz, sondern in 
der Beurteilung dieser Kompetenz. 
Es ist mittlerweile recht gut belegt, 
dass die Eignungs- bzw. Leistungs-
beurteilung das entscheidende 
„Nadelöhr“ für den Aufstieg von 
Frauen darstellt. Auch bei der Auf-
stellung von Kandidat*innen für 
das Bürgermeisteramt gilt es, sehr 
genau hinzuschauen: Wer beur-
teilt? Mit welchen Verfahren? Nach 
welchen Eignungskriterien?

In der Forschung ist recht gut be-
legt: Frauen „dürfen“ in der Re-
gel dann kandidieren, wenn sich 
kein männlicher Kandidat findet. 
Sie werden als Kandidatinnen also, 
unabhängig von ihrer Qualifikati-
on, für geeignet befunden, wenn 
die Situation es hergibt: In diesem 
Fall, wenn die Parteien um einen 
männlichen Kandidaten verlegen 
sind. Eine solche „Verlegenheits-
situation“ ist beispielsweise gege-
ben, wenn die Wahl aufgrund der 
parteipolitischen Präferenzen der 
Wählenden als aussichtslos gilt, 
oder wenn die Gemeinde sich in 
einem „trümmerhaften“ Zustand 
befindet. In Situationen mit (par-
teipolitisch bedingt) schlechteren 

Wahlchancen zu kandidieren, hat 
durchaus Folgen: Kandidatinnen 
kandidieren dann von vornherein 
weniger aussichtsreich und verlie-
ren folglich häufig. Und wenn sie 
– für alle überraschend – doch die 
Wahl gewinnen, dann werden sie 
häufig in einer Ratskonstellation 
Bürgermeisterin, in welcher der 
politische Gegner im Rat die Mehr-
heit hat und die Handlungsspiel-
räume der Amtsinhaberin dadurch 
eingeschränkt sind.

Wie auch in anderen politischen 
Ämtern oder Mandaten, sind also 
die nachweislich nicht gleich ver-
teilten Chancen auf eine Nomi-
nierung als Kandidat*in ein zen-
traler Schlüssel für die fehlende 
Geschlechterparität in den kom-
munalen Spitzenpositionen. Um 
diese Spielregeln zu ändern, die die 
Männerdominanz im politischen 
Raum hartnäckig aufrechterhalten, 
wird aktuell auch für die Politik die 
Notwendigkeit gesetzlicher Vorga-
ben diskutiert: das sog. „Paritäts-
gesetz“. Bleiben diese Spielregeln 
unangetastet, sind Frauen in der 
Politik zwar „drin“, aber irgendwie 
auch immer noch und immer wie-
der „draußen“.
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Trotzdem wäre es besser, wenn 
die Vielfalt des Lebens sich auch 
in der Politik widerspiegeln wür-
de, damit die Entscheidungen, 
die getroffen werden, dem tat-
sächlichen Leben der Bevölke-
rung entsprechen und nicht der 
Erfahrung einer eng begrenz-
ten Gruppe. Und deshalb sollten 
eben auch weibliche Lebenser-
fahrungen in der Kommunalpo-
litik in dem Maß eine Rolle spie-
len, wie es dem Anteil an der Be-
völkerung entspricht.

Und da stellt sich dann schon die 
Frage, wieso es bei den haupt-
beruflichen BürgermeisterInnen 
oder OberbürgermeisterInnen so 
einen geringen Frauenanteil gibt.  
Und auch in den Stadträten sinkt 
der Frauenanteil seit einiger Zeit 
wieder. Die Besetzung einer Po-
sition (egal ob haupt- oder eh-
renamtlich, Politik oder sonsti-
ges Berufsleben) hängt im We-
sentlichen an zwei Ereignissen: 
der Bewerbung um diese Positi-

on und der Entscheidung, ob die 
Person die Eignung für die Stel-
le mitbringt. Den ersten Schritt, 
die Bewerbung, müsst ihr selber 
machen, der zweite, die Nomi-
nierung, lässt sich im politischen 
Umfeld meistens vorbereiten. 
Wie dann letztendlich eine Kom-
munalwahl ausgeht, entscheiden 
die Wählerinnen und Wähler…

Mein Fazit nach etwas über vier 
Jahren im Amt als Bürgermeiste-

rin und den 20 Jahren davor als 
Ratsmitglied (davon 11 Jahre Frak-
tionsvorsitzende) und einem Stu-
dium bzw. Berufstätigkeit in ei-
nem eher männlich dominierten 
Umfeld ist: Frauen, traut euch 
Verantwortung zu. Sucht euch 
Netzwerke und MentorInnen. 
Sammelt Erfahrung in Führung. 
Meldet euch, wenn ihr eine Po-
sition anstrebt und wartet nicht, 
dass ihr gefragt werdet. Akzep-
tiert, dass eine Position auch in 
Frage gestellt wird – Machtkämp-
fe soll es auch unter Männern ge-
ben. Scheut das Risiko nicht zu 
sehr. Nutzt den Erfahrungsschatz 
eurer VorgängerInnen. Und wenn 
ihr da keine weiblichen Vorbilder 
findet: Auch von Männern kann 
man lernen… 

Meine Erfahrung ist, dass Frauen 
akzeptiert werden (als Bürger-
meisterin hatte ich es vielleicht 

einfacher, weil es vor mir von 
1969 bis 1994 schon eine Bürger-
meisterin gab). Ich bin mit männ-
lichen Mentoren gut gefahren. 
Ich hätte allerdings keine Positi-
on übernommen, die gar nicht 
zu mir passt, weil z.B. eine Quo-
te es so vorsah. 

Und: Bürgermeisterin ist ein tol-
ler Beruf. Man trifft viele Men-
schen, weil es eben nicht nur 
Verwaltungsführung ist, sondern 
auch viel Repräsentation im städ-
tischen Leben. Man hat ein gro-
ßes Spektrum unterschiedlicher 
Tätigkeiten und Entscheidungen 
– eben alles, was eine Stadt so 
erledigt. Ich bereue die Entschei-
dung zur Kandidatur nicht.

Anders ist allerdings, dass bei 
Frauen immer das Äußere mit 
beurteilt wird – da haben es die 
Männer schon einfacher…

Frauen in der Kommunalpolitik oder: 
Sind Bürgermeisterinnnen anders…
Von Birgit Alkenings, Bürgermeisterin der Stadt Hilden

Eine Frau an der Spitze einer Kreisverwaltung?!
Meine Erfahrungen im Wahlkampf 2018 als Städteregionsrätin
Von Daniela Jansen, Landesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Frauen (ASF) NRW

Die Hälfte der Macht und die Hälfte 
der Mandate für Frauen!
Von Gerda Scheidgen-Kleyboldt, stellvertretende Vorsitzende der SPD Münster

Augen auf bei der Berufswahl – Mehr 
Bürgermeisterinnen braucht das Land!
Von Dr. Uta Kletzing, Psychologin und Politikwissenschaftlerin

Am 19. Januar 1919 konnten Frauen in 

Deutschland zum ersten Mal wählen und ge-

wählt werden. Heute, 100 Jahre später, müssen 

wir feststellen, dass die tatsächliche Gleichstellung von 

Frauen und Männern sowohl in unserer Gesellschaft  als 

auch  in den Parlamenten nicht erreicht ist. 

Der kanadische Premierminister Justin Trudeaux ant-

wortete auf die Frage, warum die Hälfte seines Kabi-

netts Frauen sind, schlicht: „Weil es das Jahr 2017 ist“. 

Für ihn eine Selbstverständlichkeit.

Die  „Kleine  Kommunalakademie  für 

Frauen“ ist eine Idee des Arbeitskreises 

Gleichstellung, der aus dem vergangen-

en  Unterbezirksvorstand  heraus  ent-

standen  ist  und  nun  fortgesetzt  wird. 

Diese Seminarreihe ist ein Angebot, das 

sich an kommunalpolitisch interessierte 

Frauen  richtet,  unabhängig  von  ihrem 

Alter, ob sie Mandatsträgerin sind oder 

nicht.  Wir  möchten  mit  den  geplanten 

fünf  Modulen  die  Möglichkeit  bieten, 

erste Einblicke in die Kommunalpolitik 

zu erlangen und vorhandenes Wissen zu 

vertiefen.

 

     

Bisherige Veranstaltungen:

Modul I

Verwaltung und Personen der 

Stadt Münster

Modul II 

Netzwerke

Modul III

Finanzen und Gender Budgeting

Modul IV

Rhetorik

Für die Teilnahme an Modul V ist die 

Teilnahme an Modul I, II, III oder IV 

keine Voraussetzung.

Einladung               

zur 

„Kleinen Kommunalakademie 

für Frauen“

Modul V

Gendersensibilität oder 

wie Gender in den 

Mainstream kommt

Sonntag, 07.07.2013

Stereotype

Tradition

Männer

Frauen

Vielfalt

Gleichstellung

Direkt zu Anfang gesagt: Ich glau-

be nicht, dass Frauen politisch 

unbedingt anders agieren oder 

immer klüger entscheiden als 

Männer. Deshalb sind Frauen auch 

nicht per se bessere Bürgermeiste-

rinnen oder Kommunalpolitikerin-

nen, als Männer es wären.
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Mit dem „Gute Kita-Gesetz“ und dem „Starke 
Familien-Gesetz“ hat die Bundesregierung klare 
Signale gesetzt. Erhebliche Finanzmittel werden 
zur Verfügung gestellt, konkrete Maßnahmen 
für Kinder und Familien umgesetzt.

 � Wie wird diese Vorlage aus Berlin in NRW angenommen? 

 � Was kann, soll und muss das Land unternehmen, um ebenfalls Kin-
der und Familien im Land zu stärken? 

 � Ist die von Schwarz-Gelb angekündigte KiBiz-Reform der richtige 
Weg oder stellt sie eher ein Problem dar? 

Das möchte die SPD-Landtagsfaktion mit Bundesfamilienministerin 
Dr. Franziska Giffey in einem NRW-Gespräch diskutieren. Dazu 
lädt sie herzlich ein.

Abitur und Studium sind kultivier-
tes Ziel. Da Fachhochschulen und 
Universitäten zumeist in Ballungs-
räumen sind, gehen mit den Stu-
dierenden auch wichtige Anteile 
der bei uns ausgebildeten Men-
schen in die Ferne. Viel zu wenig 
ist den jungen Erwachsenen be-
wusst, dass die Duale Ausbildung 
eine große Chance ist, ein selbst-
bestimmtes Leben zu führen, die 
Basis für die familiäre und beruf-
lich Heimat sein kann. 

Jeder junge Erwachsene ist für 
uns hier vor Ort wichtig, gesell-
schaftlich, beruflich wie privat. 
Die Gemeinkosten zur Unterhal-
tung der Infrastruktur verteilen 
sich auf immer weniger Schultern 
und neben vermehrten Leerstän-
den wird es auch für Vereine im-
mer schwieriger, aktive Mitglie-
der zu gewinnen. Wer sich für ein 
Studium oder eine Ausbildung in 
einer anderen Stadt entscheidet, 
ist für uns zunächst verloren.

Wir sind überzeugt, dass es sich 
bei uns gut leben lässt. Vlotho 
und Kalletal denken sich, trotz 
unterschiedlicher Kreisangehö-
rigkeit, als zusammenhängender 
Lebens- und Arbeitsraum, die in-
terkommunale Zusammenarbeit 
ist für uns gelebte Praxis.

In Ergänzung zur jährlichen Berufs-
bildungsmesse an der Vlothoer Se-
kundarschule kam Mario Hecker 
(Gemeinde Kalletal) auf die Idee, 
mit einem gemeinsamen Portal 
auf die regionalen Ausbildungs-
möglichkeiten hinzuweisen. Nicht 
immer ist das Studium der Garant 
für ein höheres Einkommen und 
Zufriedenheit im Beruf. Es lohnt 
sich allemal die Frage: Warum in 
der Ferne suchen, wenn das Gu-
te so nah ist. Mittlerweile ist ge-
sellschaftlich bewusst, dass eine 
Ausbildung goldenen Boden hat 
und so ist der Mitte 2017 online 
gegangene „Ausbildungsatlas“ 

durchgängig bei den Schülerin-
nen und Schülern bekannt.

Das Ziel des Ausbildungsatlasses, 
den seit Jahren sinkenden Über-
gangsquoten von der Schule in 
die duale Ausbildung entgegen-
zuwirken und den Schülerinnen 
und Schülern aus den weiterfüh-
renden Schulen einen schnellen 
und unkomplizierten Zugang zu 
den Angeboten und Informati-
onen rund um die Ausbildungs-
plätze in der Region zu ermög-
lichen, wird angenommen. Das 
zeigen immer wieder Gespräche 
mit Unternehmen und Auszubil-
denden. Messbar ist die Größe 
des Mehrwerts aktuell nicht, je-
doch sind wir uns einig, alles in 
unserer Kreativität Stehende zu 
tun, um die Bindegliedfunktion 
der Rathäuser als Netzwerkkno-
ten aktiv zu nutzen.

Die Entwicklung des Ausbildungs-
atlasses wurde technisch durch 
das Kommunale Rechenzentrum 
Minden-Ravensburg / Lippe (krz) 
umgesetzt. Die Pflege des Portals 
obliegt der Stadt Vlotho. Mit Hilfe 
des Portals erhalten Schulabgän-
ger Informationen über diverse 
Ausbildungsberufe sowie Infor-
mationen und Kontaktdaten un-
terschiedlicher Unternehmen an 
zentraler Stelle.

Um die Unternehmen in der Re-
gion auf die Möglichkeiten des 

Ausbildungsatlasses aufmerksam 
zu machen und diesen möglichst 
schnell mit Leben zu füllen, wur-
den alle Unternehmen in der 
Region angeschrieben und da-
rum gebeten, ihre Ausbildungs-
bereitschaft zentral in den Atlas 
einzutragen. Regelmäßig erfolgt 
ein Aufruf in der Presse und ei-
ne Ansprache der Unternehmen, 
dieses Angebot zu unterstützen. 
Als Bürgermeister bin ich zufrie-
den mit den Rückmeldungen der 
Betriebe und war sehr erstaunt, 
wie viele unterschiedliche Berufe 
allein in der eigenen Region aus-
gebildet werden. Insgesamt wer-
den mittlerweile von 74 Betrie-
ben 55 unterschiedliche Berufs-
ausbildungen angeboten. 

Zu jedem der gehosteten Ange-
bote werden kurze Informatio-
nen zum Unternehmen, die Kon-
taktdaten der Ansprechpartner, 
Informationen zum Ausbildungs-
beruf und die Anzahl der Ausbil-
dungsstellen zur Verfügung ge-
stellt. Der Kontakt kann dann di-
rekt mit dem Unternehmen er-
folgen. 

Der Ausbildungsatlas ist ein akti-
ver Beitrag der Gemeinde Kalletal
und der Stadt Vlotho, sich den ge-
sellschaftlichen Herausforderun-
gen gemeinsam mit interkommu-
nalen Lösungen zu stellen und Lö-
sungen statt Kirchturmdenken  zu 
präsentieren. 

Best-Practice6

Austausch mit der SPD-Landtagsfraktion 

12. März 2019, um 17:00 Uhr, 
Landtag NRW, Fraktionssaal

Referent wird unter anderen Dr. Dennis Maelzer MdL, 
der kinder- und jugendpolitische Sprecher der SPD-

Landtagsfraktion, sein.
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Die Landesregierung hat im Ja-
nuar die mit den kommunalen 
Spitzenverbänden vereinbar-
ten Eckpunkte für eine Reform 
des KiBiz vorgelegt. Im Kern 
soll es dabei um die Schließung 
der sogenannten KiBiz-Lücke 
gehen, die seit dem Inkrafttre-
ten 2008 entstanden ist. 

In dem Zusammenhang hat 
das Land auch erklärt, mit 
Bundesmitteln ein weiteres 
beitragsfreies Kindergartenjahr 
zu finanzieren. Insgesamt ist 
von 1,3 Milliarden Euro die Re-
de. Eine grundlegende Reform 
der Systematik soll es allerdings 
nicht geben. Daher möchten 
wir gemeinsam mit Euch und 
der SPD-Landtagsfraktion den 

angekündigten „Pakt für Kin-
der und Familien“ einer kriti-
schen Bewertung unterziehen 
und darlegen, welche Verän-
derungen bei der frühkindli-
chen Bildung zu erwarten sind. 
Zudem möchten wir erfahren, 
welche anderen Themen aus 
dem Spektrum der frühkindli-
chen Bildung bei Euch vor Ort 
„brennen“.

Interessierte können sich 
bereits jetzt unter 
info@sgk-nrw.de anmelden.

Von Rocco Wilken, Bürgermeister der Stadt Vlotho

Mit Ausbildungsatlas 
gegen Landflucht
Vlotho und Kalletal schaffen Perspektiven für junge Menschen

Das neue KiBiz – großer 
Wurf oder Stückwerk?

OWL gilt als Job- und Innovationsmotor in NRW, jedoch haben wir 

hier vor Ort mit einer Paradoxie zu kämpfen. Zum einen gibt es bei 

uns viele Betriebe mit einer vollen Auslastung und einem Berufs-

angebot von A bis Z, die Nachwuchskräfte und Fachkräf-

te in sämtlichen Bereichen suchen. Zum anderen haben 

wir in der Region mit abnehmenden Bevölkerungs-/

Einwohnerzahlen und einer vermehrten Abwanderung 

von jungen Menschen nach der Schule zu kämpfen. 

www.ausbildung-kalletal-vlotho.de

Mit dem „Gute Kita-Gesetz“ und dem „Starke Familien-Gesetz“ hat die Bundesregierung klare Signale gesetzt. 
Erhebliche Finanzmittel werden zur Verfügung gestellt, konkrete Maßnahmen für Kinder und Familien 
umgesetzt. Damit sind einige entscheidende Faktoren für gelingendes Aufwachsen vom Bund 
in den Fokus der öffentlichen Debatte gerückt: Kinder und Familien brauchen einen effektiven Schutz 
vor Armut und ihren Folgen, sie brauchen vereinfachten Zugang zu zentralen Elementen der Teilhabe 
wie Essen, Mobilität, Lernförderung. Sie brauchen aber auch kostenlose frühkindliche Bildung und das in 
hoher Qualität.

Doch wie wird diese Vorlage aus Berlin in NRW angenommen? Was kann, soll und muss das Land 
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Gelb angekündigte

KiBiz-Reform der richtige Weg oder stellt sie eher ein Problem dar? Welche politischen Schritte hierzu 
unternommen werden müssen, wollen wir mit Bundesfamilienministerin Dr. Franziska Giffey und Ihnen in 
unserem NRW-Gespräch diskutier THen. Dazu laden wir Sie herEMA zlich ein.

ABLAUF

16.45 EINLASS
Bei einem kleinen Imbiss besteht die Gelegenheit zu persönlichen Gesprächen.

17.00 BEGRÜßUNG UND EINFÜHRUNG
Thomas Kutschaty  MdL · Vorsitzender der SPD-Fraktion im Landtag NRW

17.10 WIE STÄRKEN WIR KINDER UND FAMILIEN IN NRW?
Dr. Franziska Giffey · Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

17.30 OFFENE DIKSUSSION - WEITERE GÄSTE
Dorothea Schäfer · Vorsitzende der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW
Heinz-Josef Kessmann · Diözesancaritasdirektor Münster
Dr. Dennis Maelzer MdL · Sprecher für Kinder, Jugend und Familie der SPD-Fraktion im Landtag NRW
MODERATION
Wolfgang Jörg MdL · Vorsitzender des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend im Landtag NRW

18.30 ZUSAMMENFASSUNG UND AUSBLICK
Regina Kopp-Herr MdL · Stellvertretende Vorsitzende der SPD-Fraktion im Landtag NRW

18.45 ENDE DER VERANSTALTUNG

DIENSTAG · 26. MÄRZ 2019 · 16.45 UHR 
LANDTAG NRW · PLENARSAAL
PLATZ DES LANDTAGS 1, 40221 DÜSSELDORF

DAMIT ES JEDES KIND PACKT
WIE STÄRKEN WIR KINDER UND FAMILIEN IN NRW?

NRWGESPRÄCH

MIT DR. FRANZISKA GIFFEY - BUNDESMINISTERIN FÜR FAMILIE, SENIOREN, FRAUEN UND JUGEND

JETZT ANMELDEN
Homepage: www.machen-wir.de/familie
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Nachdem die schwarz-gelbe 
Landesregierung die Abschaf-
fung der kommunalen Stichwah-
len 2018 angekündigt hat (wir 
berichteten in Ausgabe 6/2018 
– „Angriff auf die Demokratie“) 
hat die aus einem breiten Bünd-
nis von Verbänden bestehende 
Initiative „Stichwahl bleibt!“ be-
reits mehr als 13.000 Unterschrif-
ten gegen die Abschaffung der 
Stichwahl gesammelt.

Am 15. Februar findet nun die 
Sachverständigenanhörung im 
Landtag statt und das Gesetz 

zum Demokratieabbau in Nord-
rhein-Westfalen geht in das wei-
tere Gesetzgebungsverfahren. 
Sollte das Gesetz verabschiedet 
werden, wäre NRW das einzi-
ge Bundesland, das dann keinen 
zweiten Wahlgang mehr bei einer 
Kommunalwahl hätte. Damit wä-
re NRW dann der traurige Vorrei-
ter für weniger Demokratie. 

Der SGK-Sachverständige und Bür-
germeister von Castrop-Rauxel, 

Rajko Kravanja, äu-
ßert sich im Hinblick 
auf die Anhörung am 
15. Februar sehr deut-
lich: „Einen Demokra-
tieabbau auf kommu-
naler Ebene lehnen die 
SPD-Kommunalen ab, 
auch wenn wir wohl 
statisch gesehen als 

sogenannte Amtsinhaber sogar 
davon profitieren könnten. Die 
Stichwahl ist ein Garant für mehr 
Demokratie in unserem Land!“

Es bleibt nun abzuwarten, ob 
die Landesregierung und die 
schwarz-gelbe Koalition die-
ses Spiel aus reinem Machtinte-
resse zu Ende spielen wird oder 
die Vernunft ihren Weg zurück 
findet – zumindest zur FDP, die 
2011 die Wiedereinführung der 

Stichwahl unterstützt hat - und 
unsere Demokratie nicht weiter 
Spielball von CDU-Machtinteres-
sen bleibt.

Insgesamt acht Organisationen, 
darunter der Deutsche Mieter-
bund, Wohlfahrts- und Sozialver-
bände und der Deutsche Gewerk-
schaftsbund, haben im Rahmen 
einer Pressekonferenz im Land-
tag ein gemeinsames Forderungs-
papier vorgelegt. Um den Forde-
rungen nach mehr bezahlbarem 
Wohnraum gegenüber Land und 
Kommunen Gehör zu verschaf-
fen, sind neben einer Petition an 
die Landesregierung auch örtliche 
Bündnis-Aktivitäten geplant. 

Bislang schützen rechtliche Rege-
lungen in NRW insbesondere vor 
überzogenen Mieten bei der Wie-
dervermietung und vor Zweckent-
fremdung von Wohnraum durch 
gezielten Leerstand, gewerbliche 
Nutzung oder Airbnb-Vermie-
tung.  

Doch die Landesregierung hat in 
ihrem Koalitionsvertrag verein-
bart, diese ersatzlos auslaufen zu 
lassen oder abzuschaffen. „Das 
können und wollen wir nicht hin-

nehmen“, so Witzke. „Wir rufen 
alle Bürgerinnen und Bürger auf, 
gemeinsam mit uns für ihre Rech-
te zu streiten. Jede Unterschrift 
zählt!“ Hierzu kann eine Petition 
im Internet gezeichnet werden 
unter https://weact.campact.de/
petitions/wir-wollen-wohnen. 

Neben dem Erhalt und dem Aus-
bau des Mieterschutzes fordert 
das Bündnis die Errichtung von 
mehr bezahlbarem Wohnraum. 
„Laut Wohnungsmarktbericht der 
NRW.BANK werden jährlich rund 
80.000 neue und vor allem be-
zahlbare Wohnungen benötigt“, 
erklärt Dr. Sabine Graf, Stellver-
tretende Vorsitzende DGB NRW. 
„Im Jahr 2017 waren es aber gera-
de einmal rund 48.000. Um diese 
Lücke zu schließen, ist eine deut-
lich höhere öffentliche Wohn-
raumförderung notwendig. Das 
Land muss hierfür eigene Haus-
haltsmittel bereitstellen. Zudem 
kann eine landeseigene Woh-
nungsbaugesellschaft ein pers-
pektivisches Instrument sein. Der 

Markt wird es leider nicht richten, 
das haben die vergangenen Jahre 
deutlich gezeigt.“ 

Bleiben diese notwendigen Maß-
nahmen aus, werden auch für 
normalverdienende Mieterinnen 
und Mieter viele Städte und mitt-
lerweile auch das Umland in NRW 
zunehmend unbezahlbar. „Bei im-
mer mehr Haushalten wird da-
durch die kritische Grenze von 
30 Prozent des Haushalteinkom-
mens für die Wohnkosten über-
schritten“, so Christian Wolte-
ring, Landesgeschäftsführer des 
Paritätischen Wohlfahrtsverban-

des NRW. „Und hier ist die Re-
de von Normalverdienern. Arme 
Menschen haben noch schlech-
tere Karten, nicht umsonst ist die 
Zahl der Wohnungslosen in NRW 
in den letzten Jahren massiv ange-
stiegen. Auch für Menschen mit 
Behinderung sieht es düster aus – 
barrierefreier Wohnraum ist kaum 
zu finden.“ 

Daher fordert das Bündnis auch 
die Kommunen auf, sich an der 
Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum zu beteiligen. Städt-
ische Grundstücke dürften nicht 
länger zu Höchstpreisen ange-

boten werden, denn auch hohe 
Grundstückspreise wirken sich auf 
die Mieten aus. Ein Lösungsansatz 
ist die Schaffung von mehr öf-
fentlich-gefördertem Wohnraum 
durch kommunale Wohnungsun-
ternehmen. 

Wohnraum in NRW ist Mangelware und schon jetzt für 

viele Menschen unbezahlbar. „Und was tut unsere Lan-

desregierung? Sie plant heimlich, still und leise, wichtige 

Regelungen zum Schutz der Mieterinnen und Mieter zu 

streichen. „Das darf nicht passieren“, so Hans-Jochem 

Witzke, Sprecher des neu gegründeten NRW-Bündnisses 

„Wir wollen wohnen!“ und Vorsitzender des Deutschen 

Mieterbundes NRW.

Wohnen / Demokratie 7

NRW darf Mieter nicht im Stich lassen 
Breites NRW-Aktionsbündnis „Wir wollen wohnen!“ gegründet 

Weitere Informationen erhalten 
Sie unter: 
www.wir-wollen-wohnen-nrw.de

Kampf gegen den Demokratieabbau geht weiter
Unterzeichne den Aufruf gegen die Abschaffung der Stichwahl jetzt!

Was könnt Ihr tun? 
Unterstützt den Aufruf des 
breiten Bündnisses unter 
www.stichwahl.nrw und tragt 
Euch als Unterstützer ein!
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Sarah Süß
Sachkundige Bürgerin in Steinhagen

Was hat Dich dazu gebracht, in die 
Kommunalpolitik „einzusteigen“? 
Sozialdemokratin bin ich schon, seit ich als Teenager anfing, 
mich überhaupt für Politik zu interessieren. Zum Eintritt in 
die SPD und den Einstieg in die Kommunalpolitik kam es 
aber erst, als ich bereits ein paar Jahre in meiner Wahlhei-

mat Steinhagen gelebt habe. Hier ist der Wunsch entstanden, mich für die Gemeinde 
und ihre Bürgerinnen und Bürger zu engagieren und aktiv Politik zu machen.

Wie bringst Du Dich innerhalb Deiner Fraktion in die Arbeit ein, und wie 
setzt Du Dich gegen die „alten Hasen“ durch?
Die „alten Hasen“ meiner Fraktion stehen jungen, engagierten Menschen, die Lust 
haben Kommunalpolitik zu machen, zum Glück sehr offen gegenüber.  So treffen 
das Wissen und Können aus jahrzehntelanger kommunalpolitischer Erfahrung auf 
frische, neue Impulse. Daraus kann meines Erachtens sowohl jeder einzelne, als 
auch die gesamte Fraktion profitieren.

Was müsste sich aus Deiner Sicht ändern/verbessern, damit die aktive 
Kommunalpolitik attraktiver für junge Menschen wird?
Kommunalpolitik muss sich mit Themen beschäftigen, die junge Menschen wirklich 
interessieren und betreffen. Dabei halte ich es für wichtig, schon Jugendliche direkt 
anzusprechen und dazu einzuladen, an Diskussionen und Ideenfindung teilzuneh-
men. Außerdem müssen wir unsere Arbeit und Erfolge auch für junge Menschen 
ansprechend und verständlich kommunizieren. Die sozialen Netze wie Facebook, 
Twitter und Instagram sind dafür heute unverzichtbar.

Die politischen Schwerpunkte von Sarah sind soziale Gerechtigkeit, Bildungspolitik 
und Umweltschutz. 
Sie ist seit 2018 sachkundige Bürgerin und seit 2017 Mitglied der SPD.

Aaron Möller
Ratsmitglied in Eschweiler

Was hat Dich dazu gebracht, in die Kommunalpolitik 
„einzusteigen“?
Ich bin sachkundiger Bürger im Schulausschuss und arbeite in der 
SPD-Fraktion im Rat der Stadt Eschweiler mit. In der Kommunalpo-
litik bin ich schon seit meinem 15. Lebensjahr aktiv und bin mit 16 
Jahren in die SPD eingetreten. Anlass war der Plan der Stadtverwal-
tung, einen Sportplatz in meinem Ortsteil zum Solarpark zu entwi-
ckeln. Das wollte ich verhindern, weil die Freizeitmöglichkeiten für 

Kinder und Jugendliche entfallen wären. Daher hatte ich einen Termin bei unserem Bürger-
meister Rudi Bertram und alles nahm seinen Lauf. Den Sportplatz gibt es heute immer noch.

Wie bringst Du Dich innerhalb Deiner Fraktion in die Arbeit ein, und wie setzt Du 
Dich gegen die „alten Hasen“ durch?
In meiner Fraktion nehme ich an Fraktionssitzungen oder Arbeitskreissitzungen teil. Außer-
dem bin ich seit vier Jahren Geschäftsführer meines SPD-Ortsvereins. Hürden wegen einer 
vermeintlichen „Übermacht der alten Hasen“ spüre ich nicht. Im Gegenteil: Ich bin froh, dass 
meine Fraktion und die Partei erkannt haben, wie wichtig die Einbindung von Nachwuchs ist. 
So lässt sich ohne Scheuklappen verantwortungsvoll zusammenarbeiten.

Was müsste sich aus Deiner Sicht ändern/verbessern, damit die aktive 
Kommunalpolitik attraktiver für junge Menschen wird?
Die Einbindung junger Menschen in politische Gremien gelingt in vielen Städten nicht. Zu-
nächst müssen wir uns erneut vergegenwärtigen, dass unsere Ämter lediglich Ämter auf Zeit 
sind und gewisse Wechsel durchaus belebend wären. Die Schnittmenge zwischen Jugendli-
chen und der Politik muss deutlich erhöht werden. In Eschweiler gibt es das „Kids-Projekt“, 
bei dem Schülerinnen und Schüler die Ratsarbeit kennenlernen können. Damit kann Kommu-
nalpolitik zeigen, wo sie täglich den Alltag trifft. Die Jugend ist keineswegs politikverdrossen 
oder demotiviert. Ihr muss gezeigt werden, was für Möglichkeiten ihnen offenstehen, was ge-
staltet werden kann und Lust auf Politik macht. Die Einbindung junger Menschen muss mu-
tiger werden – Menschen wachsen an ihren Herausforderungen. Insbesondere erfordert das 
auch mehr Mut bei der Aufstellung junger Kandidatinnen und Kandidaten, um die Partei und 
die Kommunalpolitik zu beleben. 

Aarons politische Schwerpunkte sind Schule, Digitalisierung und Stadtentwicklung.
Er ist seit 2016 Ratsmitglied im Rat der Stadt Eschweiler und seit 2011 in der SPD.

Junge Kommunalpolitik

Kommunalpolitik ist jung!
Das Forum Junge Kommunalpolitik bereitet unter dem 
Titel Fit, Jung, Kreativ die Qualifizierungsphase für eh-
renamtliche Kommunalpolitikerinnen und Kommunal-
politiker sowie Interessierte zur Kommunalwahl 2020 

vor. Hier stellen wir Euch aktive junge Kommunalpo-
litikerinnen und Kommunalpolitiker unter 30 vor. Ihr 
kennt jemanden, der hier auch vorgestellt werden soll-
te? Dann meldet Euch bei uns unter info@sgk-nrw.de.

Fragebogen 

�������������������������������������������und schicke uns bi�e auf jeden Fall noch ein druckfähiges Bild (300dpi) mit.

����������������������������������-����������������������������������������������.����������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������-������.������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������.��������������������������������������������������������������-�������������������.

De
r

�������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������.�����������������������������������������������������������������

��������������������������������������������������������������������������������������������������������������������

���������������������������������������������������������������������������������������������
������������������������

Frage

Frage

Frage

Zusatzinfos
�����������������������������������

������������������������
�����
��������
��������������

Fragebogen sendenFragebogen senden Fragebogen druckenFragebogen drucken

2009
Münster

Die Bildungspolitik war es, die mich schon als Schüler zu den Jusos und zur SPD gebracht hat: Wie schaffen wir es, dass
schulischer Erfolg nicht vom Elternhaus abhängig ist? Ab 2007 hatte ich dann die Gelegenheit, die Bildungspolitik in Münster

als sachkundiger Bürger im Schulausschuss unmittelbar mitzugestalten. Die Gremienarbeit hat mir Spaß gemacht und ich
hatte Lust auf mehr - insbesondere darauf, etwas für meinen Stadtteil zu erreichen So habe ich 2009 dann zum ersten Mal für

Ich erlebe unsere Fraktionsarbeit als Miteinander aller. Klar, nicht immer sind alle sofort einer Meinung. Aber es gibt da kein
"die Alten" gegen "die Jungen". Außerdem haben wir einen guten Generationen-Mix in unserer Fraktion und ich bin nicht der

Einzige unter 30. Ich selbst war schon einige Zeit stellvertretender Fraktionsvorsitzender und Sprecher unserer Fraktion im
Schulausschuss.

Wir brauchen möglichst viele ganz konkrete Beteiligungsformate. Dass man zügig sieht, dass auch etwas aus dem eigenen
Engagement folgt. Dafür ist die kommunale Ebene eigentlich prädestiniert. Hier hat man die Ergebnisse von Entscheidungen

unmittelbar vor Augen. Ich glaube auch, dass Formate wie der Jugendrat ein guter Einstieg in weiteres kommunales
Engagement sein können.

gleiche Chancen für alle und vor allem mehr bezahlbare Wohnungen in Münster2003
Robert von Olberg

Sentmaringer Weg 118, 48151 Münster
0178/7493628
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Münster

Die Bildungspolitik war es, die mich schon als Schüler zu den Jusos und zur SPD gebracht hat: Wie schaffen wir es, dass

schulischer Erfolg nicht vom Elternhaus abhängig ist? Ab 2007 hatte ich dann die Gelegenheit, die Bildungspolitik in Münster

als sachkundiger Bürger im Schulausschuss unmittelbar mitzugestalten. Die Gremienarbeit hat mir Spaß gemacht und ich

hatte Lust auf mehr - insbesondere darauf, etwas für meinen Stadtteil zu erreichen So habe ich 2009 dann zum ersten Mal für

Ich erlebe unsere Fraktionsarbeit als Miteinander aller. Klar, nicht immer sind alle sofort einer Meinung. Aber es gibt da kein

"die Alten" gegen "die Jungen". Außerdem haben wir einen guten Generationen-Mix in unserer Fraktion und ich bin nicht der

Einzige unter 30. Ich selbst war schon einige Zeit stellvertretender Fraktionsvorsitzender und Sprecher unserer Fraktion im

Schulausschuss.

Wir brauchen möglichst viele ganz konkrete Beteiligungsformate. Dass man zügig sieht, dass auch etwas aus dem eigenen

Engagement folgt. Dafür ist die kommunale Ebene eigentlich prädestiniert. Hier hat man die Ergebnisse von Entscheidungen

unmittelbar vor Augen. Ich glaube auch, dass Formate wie der Jugendrat ein guter Einstieg in weiteres kommunales

Engagement sein können.

gleiche Chancen für alle und vor allem mehr bezahlbare Wohnungen in Münster

2003
Robert von Olberg

Sentmaringer Weg 118, 48151 Münster

0178/7493628
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Münster

Die Bildungspolitik war es, die mich schon als Schüler zu den Jusos und zur SPD gebracht hat: Wie schaffen wir es, dass

schulischer Erfolg nicht vom Elternhaus abhängig ist? Ab 2007 hatte ich dann die Gelegenheit, die Bildungspolitik in Münster

als sachkundiger Bürger im Schulausschuss unmittelbar mitzugestalten. Die Gremienarbeit hat mir Spaß gemacht und ich

hatte Lust auf mehr - insbesondere darauf, etwas für meinen Stadtteil zu erreichen So habe ich 2009 dann zum ersten Mal für

Ich erlebe unsere Fraktionsarbeit als Miteinander aller. Klar, nicht immer sind alle sofort einer Meinung. Aber es gibt da kein

"die Alten" gegen "die Jungen". Außerdem haben wir einen guten Generationen-Mix in unserer Fraktion und ich bin nicht der

Einzige unter 30. Ich selbst war schon einige Zeit stellvertretender Fraktionsvorsitzender und Sprecher unserer Fraktion im

Schulausschuss.

Wir brauchen möglichst viele ganz konkrete Beteiligungsformate. Dass man zügig sieht, dass auch etwas aus dem eigenen

Engagement folgt. Dafür ist die kommunale Ebene eigentlich prädestiniert. Hier hat man die Ergebnisse von Entscheidungen

unmittelbar vor Augen. Ich glaube auch, dass Formate wie der Jugendrat ein guter Einstieg in weiteres kommunales

Engagement sein können.

gleiche Chancen für alle und vor allem mehr bezahlbare Wohnungen in Münster
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2009
Münster

Die Bildungspolitik war es, die mich schon als Schüler zu den Jusos und zur SPD gebracht hat: Wie schaffen wir es, dass
schulischer Erfolg nicht vom Elternhaus abhängig ist? Ab 2007 hatte ich dann die Gelegenheit, die Bildungspolitik in Münster

als sachkundiger Bürger im Schulausschuss unmittelbar mitzugestalten. Die Gremienarbeit hat mir Spaß gemacht und ich
hatte Lust auf mehr - insbesondere darauf, etwas für meinen Stadtteil zu erreichen So habe ich 2009 dann zum ersten Mal für

Ich erlebe unsere Fraktionsarbeit als Miteinander aller. Klar, nicht immer sind alle sofort einer Meinung. Aber es gibt da kein
"die Alten" gegen "die Jungen". Außerdem haben wir einen guten Generationen-Mix in unserer Fraktion und ich bin nicht der

Einzige unter 30. Ich selbst war schon einige Zeit stellvertretender Fraktionsvorsitzender und Sprecher unserer Fraktion im
Schulausschuss.

Wir brauchen möglichst viele ganz konkrete Beteiligungsformate. Dass man zügig sieht, dass auch etwas aus dem eigenen
Engagement folgt. Dafür ist die kommunale Ebene eigentlich prädestiniert. Hier hat man die Ergebnisse von Entscheidungen

unmittelbar vor Augen. Ich glaube auch, dass Formate wie der Jugendrat ein guter Einstieg in weiteres kommunales
Engagement sein können.
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Robert von Olberg
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16.03.2019
Kommunalpolitik neu gestalten
Gelsenkirchen

23.03.2019
Argumentationstraining – 
Überzeugend Argumentieren
Düsseldorf

30.03.2019
Schreibwerkstatt für gute Öffentlichkeitsarbeit
Castrop-Rauxel

Kommunalkolleg 2020
Weiterbildungsangebote für Kommunalos und die,

die es noch werden wollen.

einfach online anmelden www.Kommunalkolleg.de

Das „Kommunalkolleg 2020“ ist eine Bündelung der 

Seminarangebote der SGK NRW, des Willi-Eichler-

Bildungswerkes, des Heinz-Kühn-Bildungswerkes, 

des Bildungswerkes Stenden und der 

Kommunalakademie der Friedrich-Ebert-Stiftung.

Die nächsten SGK-Seminare


